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Liebe Interessierte an europäischer Migrations- und Flüchtlingspolitik, 

heute gab es im Europaparlament eine Debatte über die Abschiebung und Inhaftierung von MigrantInnen, die Ska Keller mit angestoßen hat. Anlass war, dass in Griechenland MigrantInnen, die abgeschoben werden sollen, künftig über die erlaubte Höchstdauer von 18 Monaten inhaftiert werden können. Das ist nach der EU-Rückführungsrichtlinie illegal. 

Die Rückführungsrichtlinie ist eines der umstrittensten europäischen Gesetze im Bereich der Asyl- und Migrationspolitik. Wegen der exzessiven Haftdauer gilt sie als "Richtlinie der Schande". 

Die EU-Kommission hat kürzlich eine Evaluierung der Rückführungsrichtlinie vorgelegt, aus der hervorgeht, dass neben Griechenland auch andere Mitgliedsstaaten nicht einmal die niedrigen Standards einhalten, die in der Richtlinie festgeschrieben sind: 

· 5 Mitgliedsstaaten definieren nicht, was "Fluchtgefahr" genau meint; Fluchtgefahr ist einer der häufigsten Gründe für die Inhaftierung

· Nur die Hälfte der Mitgliedstaaten hat gesonderte Hafteinrichtungen für Abschiebehäftlinge, in allen anderen Ländern sind sie mit Kriminellen zusammen untergebracht

· Die Haftbedingungen sind in einigen Mitgliedsstaaten nicht akzeptabel 

· in 7 EU-Staaten gibt es kein Monitoring der Abschiebung; auch Abschiebungen durch Frontex werde nicht regelmäßig überwacht 

Nach Angaben der Kommission hat die Richtlinie dazu geführt, dass es in der EU mehr Alternativen zur Haft, wie etwa Meldeauflagen, gibt. Die gesetzlich festgelegte Haftdauer wurde in 8 EU-Ländern aufgrund der Richtlinie erhöht und in 3 Ländern gesenkt; 9 Länder haben überhaupt eine Obergrenze eingeführt. Darüber wie lange Menschen in der Praxis tatsächlich inhaftiert werden und wie häufig die Höchstdauer von den Mitgliedsstaaten ausgenutzt wird, gibt die Kommission leider keine Auskunft. 

 

In der Plenardebatte hat die EU-Kommission bestätigt, dass sie trotz der Defizite der Mitgliedsstaaten bei der Umsetzung der Rückführungsrichtlinie bisher kein einziges Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet hat. Es gibt nur einige wenige sogenannte "Pilotfälle"; das ist eine informelle Vorstufe zum Vertragsverletzungsverfahren.  Im Fall von Griechenland sieht auch die Kommission ein ernsthaftes Problem und ist nach eignen Angaben im engen Dialog mit den griechischen Behörden. Die Kommission werde nicht davor zurückschrecken, Vertragsverletzungsverfahren einzuleiten. Wir werden das im Auge behalten!

Zum Nachlesen
·         Anfrage von Ska Keller für eine Plenardebatte (mit Details zu Griechenland): http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+OQ+O-2014-000056+0+DOC+XML+V0//DE&language=de
·         Rede von Ska Keller im Plenum: http://www.europarl.europa.eu/sides/getVod.do?mode=unit&language=EN&vodId=1397720786755
·         Evaluierung der Rückführungsrichtlinie durch die EU-Kommission: http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2014:0199:FIN:DE:PDF
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